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Erle:l.chte~ für Armverletzte zur Erlaty~.::~p:g de; Führerscheines 

~ 
~ A n fra ~ e b e a n t ~ 0 r tun g 

In Beantwortung einer Anfrage der Abg. D:l.pl.~Ing.Pius F :I. n k und 

Genossen wegen Abände~ der Kraftfahrverordnung in der Richtung, dass auch 

Körperbehinderte einen Führersohein erhalten können, teilt l3undesminister 

für Randel und Wiederaufbau Dr.I 1 1 i g folgendes mit: 

Zu dieser Anfrage sei einleitend bemerkt, dass nach der in der Anfrage 

bezoge~en Verordnung, BGB1.Nr.205/1951, Invalide von der Erlangung eines 

Führerscheines nicht ausgeschlossen sind. Diese Verordnung beinhaltet ledig­

lich zweiformellelnderungen der Anlage 10 zur Kraftfahrverordnung, ohne 

deren meritorischen lnhalt zu berühren. Dooh auch nach der Anlage 10 zur 

Kraft fahr ver ordnUllg , die mit Verordnung BGJ31.Nr.213/1949 neU erlassen wurde, 
sind keineswegs alle J;nvaliden' von der'FUtU-ung von Kraftfahrzeugen ausge- ' 

.Qhlossen. Eine «rosse Anzahl Invalider konnte vielmehr 'auf Grund der Neu-
, fassung der Anlage 10 einen Führerschein erlangen..;. , 

Ich nehme jedoch an, dass die Anfrage sich auf die Bestimmun~n der An­

lalle 10 bezieht, wonach das Fehlen einer Hand für; die Erlangung eines Führer­

scheines für einsPurige Kraftfahrzeuge und für alle Kraftfahrzeuge mit Lenk­

rad ungeeignet macht und wonach der Teilverlust eines Oberarmes oder die voll­

ständige Lähmung des Armes von der Führung Von Kraftfahrzeugen überhaupt aus­

schliesst. 

Auf Anregung der Invalidenverbände hat das Bundes~inisterium für Handel und 

Wiederaufbau mit dem Vundesministerium für soziale Verwaltung und den bete11ie- , 

ten Kreise. diese Frageli'e1ngehend beraten.. Im Anschluss ciaran wurden auoh noch 

weitere NovellierungswUnsohe behandelto Die Beratungen sind im April 1953 mit 

einem den Wünsohen d,er Inva,liden , weit Rechnung tragenden Ergebnis beendetworden. 

Das Ergebnis dieser Beratungen wurde auch dem Kraftfahrbeirat übermittelt und 

von diesem in seinen Sitzungen v~m 11.November 1952 und vom 29.April 1953 
positiv begutaohtet. Nunmehr wird eine Novelllerung der Verordnung vorbereitet 

und der Entwurf ehestmöglich den Landeshauptmännern und den Kammern zur Begut­

,aehtung überm ttel t werden. Nach Einla~in.· dieser Gutachten erfolgt dann~ 

wenn keine grundsätzlichen Ä:nd~1'''''''1gen notwendig sind, die Verlautba.~g im 

Bundesgesetzblatt. 
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